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Terminhinweise

Wiederholung
Dienstag, 28. Dezember, 11 Uhr, Grütznerstube im Rathaus

Pressegespräch „Jahresvorschau 2011“ mit Oberbürgermeister Christian
Ude.

Meldungen

Neue Öffnungszeiten beim KVR

(27.12.2010) Berufstätigen wird der Weg zum Kreisverwaltungsreferat
künftig erleichtert: Das KVR hat ab dem 3. Januar 2011 an einigen Tagen
nicht nur länger, sondern auch früher und über die Mittagszeit geöffnet.
Zu den wichtigsten Neuerungen gehört, dass das KVR künftig am Diens-
tag durchgängig von 10 Uhr bis 18.30 Uhr und am Donnerstag von 10 Uhr
bis 16 Uhr geöffnet hat. So haben Berufstätige die Möglichkeit, das KVR
auch während der Mittagspause und an einem zusätzlichen Nachmittag
aufzusuchen. Auch Frühaufsteher profitieren von den neuen Öffnungszei-
ten. Künftig ist nicht nur am Freitag, sondern auch am Montag und Mitt-
woch schon vor 8 Uhr geöffnet. An allen drei „Frühöffnungstagen“ startet
der Dienstbetrieb jeweils um 7.30 Uhr.
Die neuen Öffnungszeiten gelten einheitlich an allen „Haupt- und Zweig-
stellen“ des KVR, also auch an allen Bürgerbüros und an der Zulassungs-
stelle in der Eichstätter Straße 2.
Die neuen Öffnungszeiten im Überblick:
Montag 7.30 Uhr bis 12 Uhr
Dienstag 10 Uhr bis 18.30 Uhr
Mittwoch 7.30 Uhr bis 12 Uhr*
Donnerstag 10 Uhr bis 16 Uhr
Freitag 7.30 Uhr bis 12 Uhr
* Ausländerbehörde, Einbürgerung, Geburtenbüro und Urkundenstelle ausschließlich

mit Terminvereinbarung; Waffenbehörde und Fahrerlaubnisbehörde nicht geöffnet.

Weitere Informationen zu den neuen Öffnungszeiten und dem Service des
KVR sind unter www.muenchen.de/Rathaus/kvr/37584/index.html erhält-
lich.



Rathaus Umschau
Seite 3

Neue Öffnungszeiten im Sozialbürgerhaus Pasing

(27.12.2010) Im Zusammenhang mit den neuen Öffnungszeiten des Kreis-
verwaltungsreferats werden für das Sozialbürgerhaus Pasing in der
Landsberger Straße 486, das in das Bürgerzentrum des KVR integriert ist,
die Öffnungszeiten geändert:
Öffnungszeiten ab 1. Januar

Montag 7.30 Uhr bis 13 Uhr
Dienstag 8 Uhr bis 18.30 Uhr
Mittwoch 7.30 Uhr bis 16 Uhr
Donnerstag 8 Uhr bis 17 Uhr
Freitag 7.30 Uhr bis 13 Uhr
Kassenzeiten

Montag 9 Uhr bis 12 Uhr
Dienstag 9 Uhr bis 12 Uhr
Mittwoch 9 Uhr bis 12 Uhr und 13.30 Uhr bis 15 Uhr
Donnerstag 10 Uhr bis 12 Uhr und 13.30 Uhr bis 16 Uhr
Freitag 8.30 Uhr bis 11.30 Uhr
Bürgerinnen und Bürger, die mit dem Sozialbürgerhaus Kontakt aufneh-
men möchten, sollten an der Infothek telefonisch einen Termin vereinba-
ren, Telefon 2 33-9 68 04.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Montag, 27. Dezember 2010

Zu- und Abwanderung aus München – wer, wie viele, Tendenzen?

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 29.11.2010

Antwort Oberbürgermeister Christian Ude:

Auf Ihre Anfrage vom 29.11.2010 nehme ich Bezug.
In Ihrer Anfrage haben Sie folgenden Sachverhalt vorausgeschickt:
„Laut Statistischem Amt der Stadt München zogen im Jahr 2007 9907
Ausländer mehr nach München zu, als aus der bayerischen Landeshaupt-
stadt wegzogen. 2008 betrug dieser Wanderungssaldo 7569 Personen
(nach: www.mstatistik-muenchen.de/themen/bevoelkerung/.../
p_jt090130.pdf). Gleichzeitig berichten Medien über den verstärkten Trend
unter in Deutschland lebenden Türken, dauerhaft in die Türkei zu übersie-
deln – allein 2009 sollen demzufolge rund 40.000 Deutsch-Türken ihre Zelte
in Deutschland abgebrochen und in der Türkei aufgeschlagen haben
(www.bild.de/BILD/politik/2010/11/27/deutsch-tuerken-rueckkehr/aus-
deutschland-in-die-tuerkei.html; 27.11.2010). Hier stellt sich die Frage nach
erkennbaren Trends und ihren Auswirkungen auf die bayerische Landes-
hauptstadt.“

Zu den im Einzelnen gestellten Fragen kann ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Frage 1:

Welche Wanderungssalden von nach München zu- und weggezogenen
Ausländern liegen dem Statistischen Amt der Landeshauptstadt München
für die Jahre 2000 bis 2009 vor? Inwieweit ist bekannt, in welchem Um-
fang zugezogene Ausländer a) aus dem Ausland, b) von einem vorherigen
anderen Wohnort in Deutschland nach München zugezogen sind?

Antwort:

Zahlen zu Zu- und Weggezogenen sowie das Wanderungssaldo getrennt
nach Deutschen und Ausländern werden im Statistischen Jahrbuch des
Statistischen Amtes der Stadt München berichtet. Sämtliche Statistiken
aus dem Jahrbuch sind zudem bis ins Jahr 2000 zurück auf den Internet-
seiten des Statistischen Amtes verfügbar
(www.mstatistik-muenchen.de/themen/bevoelkerung/bevoelkerung.htm).
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Frage 2:

Welche Zahlen zu dem unter 1. nachgefragten Sachverhalt liegen insbe-
sondere für Türken in München vor?

Antwort:

Eine Statistik der Wanderungsbewegungen nach Herkunftsgebieten bzw.
Wanderungszielen, in der u.a. auch die Türkei aufgeführt ist, ist im Statisti-
schen Jahrbuch des Statistischen Amtes der Stadt München enthalten.
Für den Zeitraum 2000 bis 2009 sind sämtliche Wanderungsstatistiken
unter der Internetadresse www.mstatistik-muenchen.de/themen/bevoel-
kerung/bevoelkerung.htm abrufbar.

Frage 3:

Inwieweit kann die Stadt anhand eigener Zahlen für München den Rück-
wanderungstrend von Türken in die Türkei bestätigen? Welche Zahlen lie-
gen ggf. für die Jahre 2000 - 2009 vor?

Antwort:

Siehe Antwort zu Frage 2.

Frage 4:

Zum Vergleich – auch die Abwanderung von Deutschen ins Ausland hält
offenbar an – nach einem Bericht des IV. Quartalshefts (2006) der „Münch-
ner Statistik“ zogen 2006 rund 6000 deutsche Münchner Staatsbürger ins
Ausland, bei offenbar stark steigender Tendenz (nach. E. Huss, Thema
„Auswanderung“ – auch viele Münchner suchen das Weite, Münchner
Statistik, IV. Quartalsheft, Jg 2006, S.18). Welche Zahlen und Wanderungs-
salden für ins Ausland weggezogene deutsche Münchner liegen für 2007
bis 2009 vor? Kann das Statistische Amt einen Trend erkennen?

Antwort:

Für die Jahre 2007 bis 2009 ergeben sich folgende Vergleichszahlen für die
aus München ins bekannte Ausland weggezogenen Deutschen:
2007: 5022
2008: 5565
2009: 5251
Anhand der Wegzugszahlen von Deutschen ins Ausland ist kein Trend er-
kennbar.
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Frage 5:

Zahlreiche Länder – z.B. Vietnam und die kurdische Regionalregierung im
Irak – werben angesichts fehlender Arbeits- und Fachkräfte mittlerweile
aktiv um die Rückkehr im Ausland lebender Landsleute; inwieweit hielte
es die Stadt München für angebracht, sich an einem Heimkehrprojekt für
ins Ausland abgewanderte Deutsche zumindest zu beteiligen, z.B. im Rah-
men des Deutschen Städtetags – dies vor dem Hintergrund gefragt, dass
München immerhin ein eigenes Projekt zur Rückkehrförderung für in Mün-
chen lebende Ausländer („coming home“) unterhält?

Antwort:

Die Landeshauptstadt München sieht zum jetzigen Zeitpunkt keinen An-
lass für ein Projekt dieser Art.
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„Die bittere Wahrheit über Ausländer und Hartz IV“ –

und wie sieht´s in München aus?

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 24.11.2010

Antwort Sozialreferentin Brigitte Meier:

In Ihrer oben genannten Anfrage weisen Sie auf einen Artikel der BILD-
Zeitung vom 23.11.2010 hin, in dem über die SGB II-Leistungsempfängerin-
nen und Leistungsempfänger mit ausländischer Staatsangehörigkeit be-
richtet wird.

Zu Ihrer Anfrage vom 24.11.2010 nimmt das Sozialreferat im Auftrag des
Herrn Oberbürgermeisters als Betreuungsreferat für die Arbeitsgemein-
schaft für Beschäftigung München GmbH (ARGE) im Einzelnen wie folgt
Stellung:

Frage 1:

Wie stellt sich die „bittere Wahrheit über Ausländer und Hartz IV“ in Mün-
chen dar – wie verteilen sich die Angehörigen der verschiedenen in Mün-
chen lebenden ausländischen Volksgruppen auf die Gesamtzahl der
Münchner Hartz IV-Bezieher? (Bitte nach Volksgruppen in Prozentzahlen
und absoluten Zahlen angeben!)

Antwort:

Aus Kapazitätsgründen werden nur die Nationalitäten dargestellt, bei de-
nen mehr als 50 Leistungsberechtigte erfasst sind (Stand 09/2010). Insge-
samt erhalten Personen aus 151 Staaten SGB II-Leistungen.
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Frage 2:

Wie haben sich diese Zahlen seit 2005 entwickelt (bitte in Prozentzahlen
und absoluten Zahlen angeben!)?

Antwort:

Die Daten, die eine derart detaillierte Aufschlüsselung ermöglichen, wer-
den aus Kapazitätsgründen von der Bundesagentur für Arbeit nur drei Mo-
nate gespeichert. Daten für eine Zeitreihe ab 2005 stehen deshalb nicht
zur Verfügung.
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Frage 3:

Wie hoch ist der Anteil an Hartz IV-Beziehern unter den in München leben-
den gebürtigen Deutschen? Wie entwickelte sich dieser Anteil seit 2005?

Antwort:

Die Statistik weist nur die in München lebenden Deutschen, aber nicht die
in München lebenden gebürtigen Deutschen aus.

Frage 4:

Hartz IV-Leistungen in welcher Höhe wurden in München seit 2005 ins-
gesamt ausgereicht (bitte jahrweise aufführen)?

Antwort:

Die Berichterstattung wurde im November 2005 aufgenommen. Deshalb
werden erst Daten ab dem Jahr 2006 aufgeführt.

SGB II-Leistungen in Euro:
- 2006: 383.558.006
- 2007: 383.798.932
- 2008: 372.879.363
- 2009: 392.538.501
- 2010: 340.755.064 (bis Oktober 2010)

Frage 5:

In den oben wiedergegebenen Angaben der Bundesagentur für Arbeit wer-
den nur ausländische Hartz IV-Bezieher ohne deutschen Pass berücksich-
tigt – wie viele „deutsche“ Hartz-IV-Bezieher in München haben einen „Mi-
grationshintergrund“? (bitte für die Jahre seit 2005 angeben!)

Antwort:

In den IT-Programmen der Bundesagentur für Arbeit wird nur die Staatsan-
gehörigkeit, nicht aber ein eventueller Migrationshintergrund erfasst.

Frage 6:

Welche Prognose möchte das Münchner Sozialreferat angesichts der be-
kannten Entwicklungen – Zuwanderung vor allem Gering- und Unqualifi-
zierter, weitere Zuwanderungserleichterungen auf europäischer und natio-
naler Ebene etc. – für die künftige Entwicklung wagen – wird der Anteil



Rathaus Umschau
Seite 11

von Ausländern an den in München lebenden Hartz-Beziehern weiter zu-
nehmen?

Antwort:

Die Landeshauptstadt München stellt diesbezüglich keine Prognose auf.
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Renitente Afghanen und eine Polizeikontrolle – kein Einzelfall?

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 12.11.2010

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle:

Herr Oberbürgermeister Ude hat mich gebeten, Ihre im Betreff genannte
Anfrage zu beantworten. Hierzu kann ich Ihnen folgendes zu Ihren Fragen
im Einzelnen mitteilen:

Frage 1:

Unter welchem Aufenthaltsstatus halten sich die drei am 07.11. Aufgegrif-
fenen in Deutschland auf?

Antwort:

Von den drei Personen ist eine in Amsterdam wohnhaft, eine weitere in
Karlsfeld bei Dachau. Hierzu können Ihnen ggf. die niederländischen Behör-
den bzw. das Landratsamt Dachau, Ausländerbehörde Auskünfte erteilen.

Die dritte Person ist für München melderechtlich erfasst, so dass sie in
den Zuständigkeitsbereich der Ausländerbehörde München fällt. Sie ist
seit dem 22.12.2009 im Besitz einer Niederlassungserlaubnis.

Frage 2:

Wegen welcher Delikte neben Körperverletzung und Widerstand gegen
Vollstreckungsbeamte wird außerdem gegen die drei Männer ermittelt.

Antwort:

Hierzu kann die Ausländerbehörde München keine Aussage treffen. Bitte
wenden sie sich für nähere Informationen an das Polizeipräsidium Mün-
chen.

Frage 3:

Fielen die drei Aufgegriffenen bereits früher wegen Straftaten in Deutsch-
land auf?

Antwort:

Der in München lebende afghanische Staatsangehörige ist unseren Er-
kenntnissen nach bisher nicht strafrechtlich in Erscheinung getreten. Zu
den beiden anderen Personen kann von uns keine Information gegeben
werden.
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Frage 4:

Wie viele Afghanen halten sich schätzungsweise als Bürgerkriegsflüchtlin-
ge und/ oder Asylbewerber in München auf?

Antwort:

Aktuell knapp 5.000 Personen.

Frage 5:

In welchem Umfang fielen afghanische Staatsbürger der Münchner Polizei
in den letzten Jahren wegen a) Drogendelikten, b) anderer Delikte auf?

Antwort:

Auch diese Fragestellung fällt nicht in den Aufgabenbereich der Ausländer-
behörde München. Bitte wenden sie sich diesbezüglich an das Polizeipräsi-
dium München.

Frage 6:

Ist bekannt, in welchem Umfang in München lebende Afghanen in den
letzten Jahren aus Deutschland abgeschoben wurden?

Antwort:

In den Jahren 2000 bis 2005 wurden insgesamt 22 und im Zeitraum vom
01.01.2006 bis 30.11.2010 wurden in der Summe 21 afghanische Staatsan-
gehörige abgeschoben.

Frage 7:

Wie viele Fälle von „Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte“ wurden
von der Münchner Polizei in den Jahren 2007 mit 2009 registriert? Wie vie-
le Fälle davon gingen auf das Konto von Personen mit „Migrationshinter-
grund“?

Antwort:

Auch hierzu kann sich die Ausländerbehörde München nicht äußern. Bitte
wenden sie sich in dieser Frage an das Polizeipräsidium München.
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Verspätungen im Münchner öffentlichen Personennahverkehr

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 8.11.2010

Antwort Dieter Reiter, Referent für Arbeit und Wirtschaft:

In Ihrer Anfrage erkundigen Sie sich nach Verspätungen in den Verkehrs-
mitteln der MVG. Die von Ihnen in diesem Zusammenhang gestellten Fra-
gen, die den operativen Geschäftsbereich der Münchner Verkehrsgesell-
schaft mbH (MVG) betreffen, beantworte ich nach entsprechender Rück-
frage bei der MVG wie folgt:

Frage 1:

Wie beurteilt die MVG selbst die Pünktlichkeit ihrer in München zum Ein-
satz kommenden Verkehrsmittel (U-Bahnen, Straßenbahnen, Busse)? Wie
steht die MVG in puncto Pünktlichkeit ihrer Verkehrsmittel im Vergleich mit
anderen deutschen Großstädten da?

Antwort:

Die Pünktlichkeitswerte der MVG sind sehr gut. Die MVG wurde bei der
europaweit durchgeführten ÖPNV-Studie des ADAC als Spitzenreiter be-
wertet: Als einziger im Vergleich von 23 Großstädten erhielt der Münchner
Nahverkehr die Gesamtnote „sehr gut“.

Frage 2:

Welchen Maßstab an die Pünktlichkeit ihrer Verkehrsmittel legt die MVG
an – wann gilt eine U-Bahn, ein Bus, eine Straßenbahn als „verspätet“?
Schon nach einer Minute, nach fünf Minuten oder erst nach zehn Minu-
ten?

Antwort:

Die MVG bewertet ein Fahrzeug bereits ab zwei Minuten als verspätet.

Frage 3:

Wo liegen die Hauptgründe für Verspätungen im Münchner öffentlichen
Nahverkehr? (falls Zahlen vorliegen – bitte einzeln nach registrierten Ver-
spätungsfällen aufführen!)

Antwort:

Die Hauptgründe für Verspätungen sind sehr vielfältig. Als Schwerpunkt
sind verparkte Gleise, Verkehrsunfälle und die hohe Verkehrsdichte zu nen-
nen.
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Frage 4:

Auf welche Verspätungsfaktoren hat die MVG selbst Einfluss? Beispiels-
weise welche Beschleunigungsprogramme für Münchner Straßenbahnen
werden derzeit durchgeführt oder sind in Planung?

Antwort:

Praktisch auf keine. Siehe Antwort zu Frage 3. Das Beschleunigungspro-
gramm für die Straßenbahnen ist abgeschlossen. Es sind alle Straßen-
bahnlinien in München beschleunigt.

Frage 5:

Inwieweit beteiligt sich die MVG an Projekten zur Erforschung automati-
scher Verkehrs-Steuerungssysteme (in München oder ggf. in anderen
Städten)? Welche Projekte gibt es, die die MVG als mittelfristig praxistaug-
lich einschätzt?

Antwort:

Im Rahmen des Forschungsprojekts „arrive – Konsistente Gesamtstrate-
gien zur Lösung der Verkehrsprobleme in der Region München“ beteiligte
sich die MVG unter anderem an dem Arbeitspaket „Dynamisierung von
Grünen Wellen“. Das Forschungsvorhaben (2005 bis 2010) wurde im Stra-
ßenzug Moosacher Straße, Frankfurter Ring zwischen Landshuter Allee
und Leopoldstraße verwirklicht. Die Evaluationsergebnisse stehen noch
aus. Eine Entscheidung, die so genannte Dynamische Grüne Welle auf
weiteren Straßenzügen einzusetzen, wurde noch nicht getroffen.
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Untertauchen ausreisepflichtiger Ausländer in München

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 20.10.2010

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle:

Herr Oberbürgermeister Ude hat mich gebeten, Ihre im Betreff genannte
Anfrage zu beantworten. Hierzu kann ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Vorweg ist anzumerken, dass der von Ihnen verwendete Begriff des „Un-
tertauchens“ im Ausländerrecht, insbesondere im hier einschlägigen Auf-
enthaltsgesetz (AufenthG) nicht verwendet wird.

Zu Ihren Fragen kann ich Ihnen im Einzelnen folgendes mitteilen:

Frage 1:

Wie viele ausreisepflichtige Ausländer tauchten in den Jahren 2000 bis
2009 in München unter?

Antwort:

Da das „Untertauchen“ kein ausländerrechtlich relevanter Tatbestand ist,
wird dies vom Kreisverwaltungsreferat statistisch nicht erfasst.

Frage 2:

Wie viele ausländische Staatsangehörige entzogen sich ihrer gerichtlich
angeordneten Abschiebung in den Jahren 2000 bis 2009 durch „Untertau-
chen“?

Antwort:

„Gerichtlich angeordnet“ wird die Abschiebungshaft. In diesen Fällen stellt
sich das Problem des Untertauchens nicht.

Frage 3:

Wie entwickelten sich die Fallzahlen zwischen 2000 und 2009?

und

Frage 4:

Wie viele untergetauchte ausreisepflichtige Ausländer konnten im Zeit-
raum zwischen 2000 und 2009 ausfindig gemacht werden? Wie viele von
Ihnen wurden nunmehr abgeschoben? Wie viele nicht – und warum nicht?
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Antwort:

Die genannten Daten werden vom Kreisverwaltungsreferat aus den o.g.
Gründen nicht erfasst.

Frage 5:

Wie wird mit „Untergetauchten“ weiter verfahren – werden Ermittlungen
über ihren Verbleib aufgenommen, oder werden die Fälle mangels Personal
als unerledigt ad acta gelegt? Werden Daten Untergetauchter in Suchda-
teien der Polizei aufgenommen?

Antwort:

Ausreisepflichtige erhalten eine sogenannte „Grenzübertrittsbescheini-
gung“ (GÜB). Die GÜB ist ein Nachweis über die freiwillige (= selbst orga-
nisierte) Ausreise eines Ausländers; eine gesetzliche Verpflichtung der
Ausreisepflichtigen zur Rückleitung der GÜB besteht aber nicht.

Erhält die Ausländerbehörde nach Ablauf der Ausreisepflicht keinen Nach-
weis über die Ausreise, wird die örtlich zuständige Polizeiinspektion beauf-
tragt zu überprüfen, ob die betroffene Person sich noch in München auf-
hält. Bei vollziehbar ausgewiesenen Personen und ausreisepflichtigen ab-
gelehnten Asylbewerbern erfolgt eine Ausschreibung im Schengener Infor-
mationssystem (SIS) bzw. im nationalen INPOL. Im Falle des Aufgreifens
erfolgt eine ausländerrechtliche Prüfung des Sachverhalts, ggf. die Bean-
tragung von Sicherungshaft oder Einleitung eines Strafverfahrens.

Frage 6:

Welche Informationen liegen ggf. darüber vor, wie hoch der volkswirt-
schaftliche Schaden durch zusätzliche Ermittlungsarbeit zu beziffern ist?

Antwort:

Dem Kreisverwaltungsreferat liegen dazu keine Erkenntnisse vor.

Frage 7:

Gibt es bei der Münchener Polizei oder den Münchener Ausländerbehör-
den eine eigene Dienststelle, deren Aufgabe das Aufspüren untergetauch-
ter ausreisepflichtiger Personen mit? Wie ist sie ggf. personell ausgestat-
tet?
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Antwort:

Die Münchener Polizei hat keine „eigene Dienststelle“, deren Aufgabe „das
Aufspüren untergetauchter ausreisepflichtiger Personen“ ist. Die Münche-
ner Polizei hat generell die Aufgabe u. a. auch ausländerrechtliche Strafta-
ten zu verfolgen. Hiermit sind mehrere Dienststellen bis hin zu den einzel-
nen Polizeiinspektionen befasst.

Im Kreisverwaltungsreferat gibt es keine eigene Dienststelle für das Auf-
spüren ausreisepflichtiger Personen.

Frage 8:

Wie hoch liegt die Aufklärungsquote bei untergetauchten ausreisepflichti-
gen Ausländern in München?

Antwort:

Hierzu werden vom Kreisverwaltungsreferat keine Aufzeichnungen ge-
führt.
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Arbeitnehmer-Freizügigkeit ab Mai 2011 – was steht München bevor?

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 25.11.2010

Antwort Dieter Reiter, Referent für Arbeit und Wirtschaft:

In Ihrer Anfrage vom 25.11.2010 führten Sie als Begründung aus:

„Ab Mai 2011 können Arbeitnehmer auch aus osteuropäischen Ländern
wie Polen und Litauen ohne Beschränkung in Deutschland arbeiten. Bei
der Bundesagentur für Arbeit (BA) wird deshalb damit gerechnet, dass
künftig jährlich (!) mehr als 100.000 Arbeitskräfte aus Osteuropa auf den
deutschen Arbeitsmarkt drängen werden. BA Vorstandsmitglied Heinrich
Alt prognostizierte kürzlich in einem Interview, ‚dass künftig jährlich zwi-
schen 100.000 und 140.000 Arbeitskräfte aus diesen Ländern zeitweilig
oder dauerhaft einen Arbeitsplatz in Deutschland suchen werden’ (zit.
nach: Die Welt, 20.11.2010). Vor allem im Bereich der An- und Ungelernten
ist damit ein weiterer Verdrängungswettbewerb zu Lasten einheimischer
Arbeitssuchender zu erwarten. Die Frage stellt sich, ob und wie sich die
bayerische Landeshauptstadt auf den zu erwartenden Zustrom von Ar-
beitsimmigranten einstellt.“

Zu den im Einzelnen gestellten Fragen kann ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Zum 01. Mai 2011 gilt für Arbeitnehmer aus den EU-Beitrittsländern Est-
land, Lettland, Litauen, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien und Un-
garn die volle Arbeitnehmer-Freizügigkeit. Verpflichtungen aus dem Arbeit-
nehmer-Entsendegesetz bleiben von dieser Neuregelung aber unberührt,
d.h. Mindeststandards für hier tätige in- und ausländische Betriebe und
deren Arbeitnehmer gelten weiterhin.

Frage 1:

Welche Prognosen liegen dem Oberbürgermeister ggf. von regionalen
Wirtschaftsverbänden, der bayerischen Staatsregierung oder Fachrefera-
ten der Münchner Stadtverwaltung vor, was den zu erwartenden Zustrom
ausländischer Arbeitssuchender auf den Münchner Arbeitsmarkt ab Mai
2011 angeht?

Antwort:

Informationen von regionalen Wirtschaftsverbänden oder der bayerischen
Staatsregierung liegen nicht vor. Das Referat für Stadtplanung und Bau-
ordnung führt in seiner aktuellen Bevölkerungsprognose zu diesem Thema
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aus: „Die Freizügigkeit der Beitrittsstaaten ab 2011, die Beitrittskandidaten
und die Potentialländer stellen eine stete Zuzugsquelle dar, die etwa in der
Größenordnung der heutigen Auslandswanderung liegen wird.“

Frage 2:

Welche Kenntnis hat der Oberbürgermeister z.B. aus dem Deutschen
Städtetag, wie andere deutsche Städte sich ggf. auf den zu erwartenden
Massenzustrom osteuropäischer Arbeitnehmer vorbereiten?

Antwort:

Darüber ob und wie sich andere Städte vorbereiten, liegen keine Informa-
tionen vor. Es ist auch nicht bekannt, ob andere Städte überhaupt mit ei-
nem Massenzustrom rechnen.

Frage 3:

Welche Berufsbranchen dürften in München am meisten von der zu erwar-
tenden Konkurrenz osteuropäischer Arbeitssuchender betroffen sein?

Antwort:

Allgemein dürften es personalintensive Branchen und Wirtschaftsbereiche
sein, in denen sich durch die Arbeitnehmer-Freizügigkeit Veränderungen
ergeben könnten. Zu erwarten sind Arbeitskräftezuwanderungen im Bau-
bereich und im Ausbauhandwerk.
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Linksextreme Umtriebe am Rande des „1000 Kreuze“-Gebetszuges

am 30.10.2010

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 3.11.2010

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle:

Herr Oberbürgermeister Ude hat mir Ihre Anfrage vom 03.11.2010 zur Be-
antwortung überlassen. Ihre Fragen kann ich im Anschluss an die inhaltli-
che Wiedergabe Ihrer Anfrage wie folgt beantworten:

Inhaltlich teilten Sie folgendes mit:

„Rund 500 Lebensschützer demonstrierten am letzten Samstag, 30.10.,
mit einem Gebetszug unter dem Motto „1000 Kreuze für das Leben“ ge-
gen die massenhafte Abtreibung. Dabei kam es am Rande zu Behinderun-
gen durch dem linksextremen Spektrum zuzuordnende Randalierer sowie
zu Festnahmen.“

Zur Beantwortung Ihrer Fragen teilte das Polizeipräsidium München folgen-
des mit:

Frage 1:

Wie viele Festnahmen von Störern/Blockieren des „1000 Kreuze“-Gebets-
zuges registrierte die Polizei?

Antwort:

Insgesamt wurden 31 Personen vorläufig festgenommen.

Frage 2:

Gegen wie viele der vorübergehend Festgenommen wurden Anzeige er-
stattet? Wegen welcher Delikte?

Antwort:

Gegen die oben genannten Personen werden überwiegend nach Verstö-
ßen gegen das Bayer. Versammlungsgesetz und wegen Nötigung kriminal-
polizeiliche Ermittlungen geführt, die noch nicht abgeschlossen sind.

Frage 3:

Inwieweit sind Medienberichte zutreffend, denen zufolge sich unter den
Störern neben „Autonomen“ auch Mitglieder der „Sozialistischen Deut-
schen Arbeiterjugend“ (SDAJ) befanden?
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Antwort:

Dem Polizeipräsidium München sind derartige Medienberichte nicht be-
kannt.

Frage 4:

Waren Gegendemonstrationen gegen den „1000 Kreuze“-Gebetszug ange-
meldet?

Antwort:

Am 30.10.2010 fand in der Zeit von 11.05 Uhr bis 13.35 Uhr – im Vorfeld der
Versammlung der Vereinigung „EuroProLife“ – am Rindermarkt eine Ver-
sammlung zum Thema „Abtreibung ist Frauenrecht, gegen Sexismus, ge-
gen Nationalismus, gegen Rassismus, gegen Polizeigewalt, für unkom-
merzielle Musik, gegen Antisemitismus“ ohne Störungen statt.

Frage 5:

In welchem Umfang kam es auch in früheren Jahren bereits zu linken
Störaktionen gegen Gebetszüge von Lebensschützern/Abtreibungsgeg-
nern in München?

Antwort:

Am 08.10.2008 und am 24.10.2009 kam es in München während der sich
fortbewegenden Versammlung der Vereinigung „EuroProLife“ jeweils zu
einzelnen Störversuchen und Behinderungen durch Abtreibungsbefürwor-
ter.

Frage 6:

Wie viele Polizisten waren am 30.10. im Einsatz, um den Gebetszug gegen
Übergriffe linksextremer Störer zu schützen?

Antwort:

Am 30.10.2010 wurden zur Bewältigung der Versammlungslage rund 200
Polizeibeamte eingesetzt.

Frage 7:

Kam es bei Auseinandersetzungen mit Störern zu Personenschäden auf
Seiten der Polizeibeamten?

Antwort:

Im Verlauf des Polizeieinsatzes wurde ein Polizeibeamter leicht verletzt.
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Frage 8:

Wurden Delikte aus dem Gebetszug heraus verübt?

Antwort:

Im Zusammenhang mit der Versammlung der Vereinigung „EuroProLife“
wurden keine Straftaten oder Störungen bekannt.

Frage 9:

Inwieweit sind demonstrative Verunglimpfungen christlicher Symbole, wie
sie Medienberichten zufolge von linksextremen Störern des „1000 Kreu-
ze“-Zuges am 30.10. vorgenommen wurden – obszöne Beschimpfungen,
Entwenden und „Entsorgen“ von Kreuzen (s. dazu die linksextreme Inter-
netseite „Indymedia“: „Zwei Männer (…) hielten ihr Kreuz verkehrtherum.
Zwei weitere Kreuze kamen den Christ*innen abhanden, wurden zerstört
und in einem Brunnen am Isartor entsorgt“; zit. Nach http://de.-
indymedia.org/2010/10/293280.shtml) – vom Grundrecht auf freie Mei-
nungsäußerung gedeckt? Wurde gegen solche Verunglimpfungen am Ran-
de des Gebetszuges Anzeige erstattet?

Antwort:

Der Diebstahl eines Holzkreuzes wurde der Polizei angezeigt. Die kriminal-
polizeilichen Ermittlungen dazu sind noch nicht abgeschlossen.
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Gesundheitsförderung für Migranten in München –

Zahlen, Ansätze, Ziele

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 2.12.2010

Antwort Joachim Lorenz, Referent für Gesundheit und Umwelt:

Ihrer Anfrage legen Sie folgenden Sachverhalt zu Grunde:

„In der vom Referat für Stadtplanung und Bauordnung herausgegebenen
Handreichung „Soziodemographisches Handlungskonzept. Herausforde-
rungen des soziodemographischen Wandels für die Stadtentwicklung“
werden „Investitionen in interkulturelle Gesundheitsförderung“ sowie die
„interkulturelle Orientierung und Öffnung der Einrichtungen und Dienste“
für „erforderlich“ gehalten, um u.a. die „gleichberechtigte Teilhabe von Mi-
grantinnen und Migranten zu ermöglichen“ (ebd., S. 38). Als Praxisbeispiel
nennt die Handreichung in diesem Zusammenhang das Projekt „MiMi –
mit MigrantInnen für MigrantInnen – interkulturelle Gesundheit in Deutsch-
land“. Hier stellen sich Fragen.“

Herr Oberbürgermeister Ude hat mir Ihre Anfrage zur Beantwortung zuge-
leitet. Die von Ihnen angesprochene Angelegenheit fällt in die Zuständig-
keit des Referats für Gesundheit und Umwelt. Ihre Fragen kann ich wie
folgt beantworten:

Frage 1:

Welche weiteren Projekte verfolgt die Stadt derzeit außer dem genannten
Projekt „MiMi“, um die „gleichberechtigte Teilhabe“ von Migranten an den
Münchner Gesundheitseinrichtungen
zu forcieren?

Antwort:

Das RGU fördert eine ganze Reihe von gesundheitsbezogenen Projekten
und Maßnahmen. Diese werden jährlich dem Stadtrat vorgelegt und dort
beschlossen. Entsprechend dem vom Stadtrat 2008 beschlossenen Inte-
grationskonzept unterstützt das RGU mit seiner Förderung auch Maßnah-
men zur interkulturellen Orientierung und Öffnung in den Einrichtungen.

Frage 2:

Wie viele Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sind derzeit im Projekt „MiMi“
tätig – dies vor dem Hintergrund gefragt, dass „MiMi“-Mitarbeiter laut der
genannten Handreichung „ihre Zielgruppen, d.h. ihre Landsleute, in deren
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jeweiligen Lebensräumen aufsuchen und diese Informationen (...) in der
jeweiligen Muttersprache weitervermitteln“ (ebd., S. 39)? Wie viele mutter-
sprachliche „MiMi“-Mitarbeiter gibt es für welche landsmannschaftlichen
Zielgruppen?

Antwort:

In München ist im Bayerisches Zentrum für Transkulturelle Medizin e.V
eine Mitarbeiterin als Standortkoordinatorin geringfügig beschäftigt. Es
steht ein Pool von 39 aktiven Mediatorinnen und Mediatoren (Honorarkräf-
te) zur Verfügung. Die Zielgruppen sind Migrantinnen und Migranten mit
den Muttersprachen Albanisch, Arabisch, Bosnisch, Englisch, Französisch,
Griechisch, Italienisch, Kroatisch, Kurdisch, Persisch, Polnisch, Russisch,
Serbisch, Spanisch, Türkisch und Vietnamesisch.

Frage 3:

Wie lange läuft das Projekt „MiMi“ bereits?

Antwort:

Das Projekt „MiMi – Mit Migranten für Migranten – Interkulturelle Ge-
sundheit in Deutschland“ wurde in München 2005 gestartet.

Frage 4:

Welcher Mittelansatz war für „MiMi“ in den Jahren seit dem Projektstart
in welchen Haushaltsposten ausgewiesen (bitte jahrweise und mit Anga-
be der Produkt-Kennziffern angeben!)

Antwort:
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Frage 5:

Welche Erfolge kann „MiMi“ aus Sicht der Stadt vorweisen, insbesondere
was die Resonanz in den angesprochenen Zuwanderermilieus angeht?

Antwort:

- 2005: Schulung der ersten Mediatoren/innen-Gruppe
- 2006: 26 Gesundheitskurse mit durchschnittlich 12 Teilnehmerinnen

und Teilnehmern
- 2007: 33 Gesundheitskurse mit durchschnittlich 12 Teilnehmerinnen

und Teilnehmern
- 2008: 5 Informationsveranstaltungen mit jeweils mehr als 30 Per-

sonen; 18 Gesundheitskurse mit durchschnittlich 12 Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern

- 2009 und 2010: 78 Informationsveranstaltungen mit über 1.000 Be-
teiligten (2010 ist noch nicht vollständig ausgewertet)

Außerdem gibt es einen mehrsprachigen Gesundheitswegweiser in den
Sprachen Arabisch, Bosnisch, Deutsch, Englisch, Französisch, Kroatisch,
Russisch, Serbisch und Türkisch.

Frage 6:

Auf welche Erfahrungen aus anderen Städten konnte „MiMi“ in München
ggf. zurückgreifen?

Antwort:

Es findet zwischen den teilnehmenden Standorten ein regelmäßiger Aus-
tausch zur Verbesserung der Projektorganisation, der Erstellung und Wei-
terentwicklung von Materialien und Schulungsinhalten sowie der Vernet-
zung mit zahlreichen Institutionen der öffentlichen Gesundheit statt.

Frage 7:

Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung hält es laut Eigendarstel-
lung in der genannten Handreichung für angebracht, dass „bei allen [!] An-
geboten und Maßnahmen im Gesundheitsbereich ihre [d.h. der Migranten
und Migrantinnen; KR] Bedürfnisse und Bedarfe kultur-, geschlechts- und
altersabhängig [!] berücksichtigt werden“ (ebd., S. 38). Da hat sich die
Stadt – angesichts einer Wohnbevölkerung, die sich mittlerweile aus über
100 verschiedenen Herkunftsethnien zusammensetzt – eine Menge vor-
genommen. Inwieweit sieht die Stadt das hier formulierte Ziel bereits als
verwirklicht an? Was ist noch zu tun? Was lässt sich über den geschätz-
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ten Personal- und Mittelaufwand sagen, um dem hier formulierten Ziel in
den nächsten Jahren näherzukommen?

Antwort:

Effektive Gesundheitsförderung ist nur möglich, wenn die Bedarfe der Ziel-
gruppe adäquate Berücksichtigung finden. Diese sind selbstverständlich
nicht in allen Lebenslagen und Lebensphasen gleich, sondern auch kultur-,
geschlechts- und altersabhängig zu sehen. Die städtischen Standards si-
chern die bedarfsgerechte Weiterentwicklung der Gesundheitsförderung,
ein zusätzlicher Personal- und Mittelaufwand ergibt sich daraus nicht.
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Politisch motivierte Kriminalität in München im Jahr 2009

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 4.11.2010

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle:

Ihre Anfrage vom 04.11.2010 wurde im Auftrag von Herrn Oberbürgermei-
ster Ude in Federführung dem Kreisverwaltungsreferat zur Beantwortung
zugeleitet.

Vorab bedanke ich mich für die gewährte Terminverlängerung.

In Ihrer Anfrage nehmen Sie Bezug auf die Stadtratsanfrage „Angriffe ex-
tremistischer Gewalttäter auf Münchner Polizisten“ vom 19.02.2009.

Die von Ihnen in diesem Zusammenhang gestellten Fragen betreffen An-
gelegenheiten, die in den Zuständigkeitsbereich des Polizeipräsidiums
München fallen. Hierzu darf im Folgenden dessen Antwort wiedergegeben
werden.

Frage 1:

Wie viele politisch motivierte Straftaten registrierte die Münchner Polizei
im Jahr 2009 und zwar
- mit linkem/linksextremem Hintergrund,
- mit rechtem/rechtsextremem Hintergrund,
- im Bereich der politisch motivierten Ausländerkriminalität?

Frage 2:

Um welche Deliktsarten handelt es sich im Wesentlichen (z. B. Propagan-
dadelikte, Widerstand gegen Staatsbeamte, Gewaltdelikte – bitte den un-
ter 1. genannten Rubriken zuordnen!)?

Antwort des Polizeipräsidiums München zu Frage 1 und Frage 2:

„Die von Ihnen gewünschten Informationen können aus dem Sicher-
heitsreport 2009 des Polizeipräsidiums München entnommen werden.
Dieser ist unter dem Link www.polizei.bayern.de/content/5/6/2/
sicherheitsreport_2009.pdf abrufbar.“
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Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus

Verena Dietl
Christian Müller
Christian Amlong 
Regina Salzmann
Oliver Belik 
Stadtratsmitglieder 

Datum 27.12.2010

Ehrenamtliches Engament stärken – Übungsleiter im B reitensport gewinnen! 

Antrag

Die Stadtverwaltung wird beauftragt, bei den Planungen zum bürgerschaftlichen Engagement für
den Berichtszeitraum 2011 und 2012 ein Konzept zur Bündelung aller Möglichkeiten zur Förderung
des ehrenamtlichen Engagements im Sportbereich zu entwickeln. 

Ziel ist die Gewinnung von mehr ehrenamtlich tätigem Personal im Sportbereich, weil die
Akquirierung von Übungsleitern für den Sportbetrieb unentbehrlich ist. 

Dabei werden auch die Möglichkeiten eines Austauschs von Fachübungsleitern zwischen den
Sportvereinen einbezogen. 

Diese Thematik soll im Rahmen der kontinuierlicher Berichterstattung zum bürgerschaftlichen
Engagement gesondert dargestellt werden.

Begründung :

Ehrenamtliches Engagement ist für unsere Gesellschaft von elementarer Bedeutung. Dieser
selbstbestimmte und zielgerichtete Einsatz für nachhaltige Verbesserungen sowohl im
persönlichen Lebensumfeld als auch im Gemeinwesen reagiert auf individuelle und
gesellschaftliche Herausforderungen und versteht sich als Ergänzung zu staatlichem Handeln. Es
ist jedoch auf öffentliche Anerkennung, auf rechtliche, strukturelle und finanzielle Förderung sowie
entsprechende Rahmenbedingungen angewiesen (siehe Vorlage-Nr.: 08-14 / V 04188, Bericht
2010 zum bürgerschaftlichen Engagement). Ca. 13% der befragten ehrenamtlich Tätigen waren im
Bereich Sport und Bewegung aktiv.

Die Vorlage erkennt die Bedeutung von schlummerndem Engagementpotenzial an. Dies soll in den
verschiedenen Arbeitsgruppen weiterhin thematisiert werden (z. B. AG-BE, AG München).
Bürgerschaftliches Engagement zur Förderung des Sports wird durch die Sportförderrichtlinien



(SpoFöR) unterstützt. Dies sollte aber auch durch andere Anreize ergänzt werden. Deren Prüfung
soll kohärent in die Fortschreibung der kontinuierlichen Berichterstattung zum bürgerschaftlichen
Engagement einfließen. 

Verena Dietl
Christian Müller
Christian Amlong
Regina Salzmann
Oliver Belik
Stadtratsmitglieder



Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus

Verena Dietl
Christian Müller
Dr. Reinhard Bauer 
Stadtratsmitglieder 

Datum 27.12.2010

Vorstellung des 12. Sportberichts der Bundesregierung  
 

Antrag

Das Referat für Bildung und Sport wird gebeten, dem Stadtrat den 12. Sportbericht der 
Bundesregierung vorzustellen.

Begründung:

Der 12. Sportbericht der Bundesregierung (Bundestagsdrucksache 17/2880) erkennt die 
Bedeutung des Sports als zentraler Bestandteil unseres gesellschaftlichen Zusammenlebens an. 
Inhalte sind u.a. die gemeinsame Bewerbung des Landkreises Berchtesgadener Land, der 
Landeshauptstadt München und der Marktgemeinde Garmisch-Partenkirchen um die Olympischen 
und Paralympischen Winterspiele 2018 oder Fördermassnahmen zu Gunsten des Ehrenamts. 
Aber auch die Bedeutung des Sports für die Integration von Menschen mit Migrantionshintergrund 
oder der Inklusion von Menschen mit Behinderung sind Schwerpunkte dieses Berichts. Deshalb ist 
die Befassung mit diesem Thema für den Stadtrat von Interesse. 

gez.
Verena Dietl
Christian Müller
Dr. Reinhard Bauer 
Stadtratsmitglieder 



Ursula Sabathil

MITGLIED DES STADTRATS DER LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN

  

Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München ANFRAGE

27.12.10

Verwendung des Flüsterasphalts LOA auch in München?

München hat mit der Aufnahme von Teilen der Leopoldstraße seine Liste an Pilot-
projekten in Sachen Flüsterasphalt abgeschlossen. In einer fünfjährigen Erprobungs-
zeit sollen nun Erfahrungen gesammelt werden, bevor über den weiteren Einsatz 
entschieden wird.  

In Düsseldorf wird seit 2007 ein gemeinsam mit der Ruhr-Universität Bochum entwi-
ckelter Belag benutzt, der eine feine Körnung mit einer konkaven Oberfläche kombi-
niert und offenbar sehr gute Eigenschaften hat. Dieser spezielle Flüsterasphalt LOA 
kann vor allem auch auf Straßen verwendet werden kann, auf denen der konventio-
nelle Flüsterasphalt, OPA genannt, ineffizient ist.

Neben Städten wie Krefeld und Mönchengladbach hat sich auch die Stadt Köln für 
den Einsatz von LOA auf ihren Straßen entschieden. 

Ich frage daher: 

1. Wie unterscheidet sich der LOA-Belag von den in München eingesetzten?

2. Welche Erfahrungen hat Düsseldorf mit diesem Belag gemacht?

3. Wurde ein Einsatz in München geprüft?

4. Kann LOA auch in München zum Einsatz kommen und so einen Beitrag zur 
Lärmsanierung von Straßen liefern?

gez.
Ursula Sabathil, Stadträtin
stv. Fraktionsvorsitzende

CSU-Fraktion,
Rathaus, Marienplatz 8; 80331 München; Tel.: 233 92650; Fax: 29 13 765; email: csu-fraktion@muenchen.de
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